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Drrlsge zu N ^. 51 - ev Murlsvrthev Jeilung .
Samstag, 24 Februar L8S4

Vsdifchrr Tandtsg.
* SarlSrnhe . 22. Febr. 38. öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer unter dem Vorsitz des Präsidenten
Gönner .

Am Regierungstisch : Präsident des Ministeriums des
Innern . Geh . Rath Eisenlohr , Ministerialdirektor
vr . Schenkel , Geh . OberregierungSrath Baader und
die Ministerialräthe v . Bodman . Föhrenbach und
vr . Glöckner ; später die Ministerialräthe vr . Rein¬
hard und Braun , OberregierungSrath vr . Lydtin
und RegierungSrath Märklin .

Eingegangen ist ein Schreiben des StadtrathS von
Pforzheim zu einem Besuch derselben. Der Abg . Gsell
bittet um einen mehrtägigen Urlaub . Seitens des Ge¬
meinderaths Durlach ist eine Bitte eingegangen um Wieder¬
errichtung der Domänenverwaltung und Obereinnehmerei .

Tagesordnung : Spezialberathung des Budgets des
Ministeriums des Innern . Außerordentlicher Etat .

Abg . Stegmüller hält die Losten , die bei Herstellung
von Straßen für Bauleitung und Anfertigung der Pro¬
jekte verwendet würden, für zu hoch. Die Sache sei so
eilifach, daß die Losten wesentlich herabgemindert werden
könnten ; die Jngenieurpraktikanten könnten wohl einen
solchen Bau leiten, auf diese Weise würden dieselben auch
bis in die kleinsten Details ausgebildet . Man könne auf
diese Weise daS Jngenieurwesen einschränken und manche
Kosten sparen . Der Wunsch der Gemeinden ginge dahin,
dem staatlichen Straßenmeister statt dem Ingenieur den
Bau der einfacheren Straßen zu überlassen. Redner
wendet sich sodann gegen die zu weit gehende Verwendung
von italienischen Arbeitern , die den deutschen Arbeitern
nicht gleichkämen, dieselben aber im Erwerb schädigten .

Präsident des Ministeriums des Innern , Geh. Rath
Eisenlohr , hebt dem Avg . Stegmüller gegenüber her¬
vor , daß der Ruf unserer Straßenbauverwaltung ein
guter sei und weitgehend in und außer dem Lande An¬
erkennung finde und daß man einverstanden , daß diese
Verwaltung in guten Händen . In dieser Ueberzeugung
könnten ihn auch die Erzählungen des Vorredners nicht
irre machen . Für Sparsamkeit trete auch die Behörde
ein , eS müsse doch aber ein Unterschied gemacht werden
zwischen Holzabfuhrwegen und Straßen . Was die
Arbeiter anbelange , so befürworte die Regierung durch¬
aus nicht die Bevorzugung italienischer Arbeiter . In
Bezug auf die Bauaufsicht könne er nur sagen , daß der
Staat , der erhebliche Beiträge leiste , auch die Ver¬
pflichtung habe , dafür zu wirken , daß die Straßen
ordentlich gebaut würden ; aus diesen Gründen könnte
auch von der bisherigen Aussichtsmethode nicht ab¬
gegangen werden.

Für die Zuschüsse zu Wafferversorgungsanlagen der
Gemeinden ist im Budget die Summe von 196000 M.
eingestellt.

Abg. Hug macht hierbei darauf aufmerksam, daß unter
diesem Posten sich auch 66000 M . für die Wasserver¬
sorgung des Saalbach-Enz- Gebietes enthalten seien . Da
die betreffenden Gemeinden sich bis jetzt noch nicht ge¬
einigt , so sei es fraglich, ob das Projekt überhaupt zuStande komme, weßwegen die Budgetkommission diese
66000 M . habe streichen wollen. Das Ministerium habe
dagegen die Meinung vertreten , diese Summe im Budget
zur Verwendung für ähnliche Zwecke zu belassen . Mit
dieser Ansicht habe sich die Kommission einverstanden er¬
klärt, weßhalb sie Genehmigung der Gesammtforderung
beantrage.

Geh. Rath Eisenlohr bestätigt die Ausführungen des
Vorredners . Die Gemeinden Jspringen und Dühren
hätten die Betheiligung an dem Unternehmen abgelehnt,das somit als aufgegeben betrachtet werden müsse . Er
lege einen Werth darauf , daß das Haus diese Summe
nicht streiche, sondern dieselbe aufrecht erhalte für weitere
nothwendig werdende Wasserversorgungen einerseits und
andrerseits für Ankauf von Wasser- und Mühlengerechtig¬
keiten behufs Anlegung nothwendiger Bewässerungsanlagen .

Abg . Straub spricht der Regierung seinen Dank aus
für die Heubergwasserversorgung . Zwei weitere Gemeinden,Stetten und Nusplingen , hätten nun beschlossen, sich gleich¬
falls dieser Versorgung anzuschließen . Er halte es bei
diesen Gemeinden für geboten, daß der Staatsbeitrag von
30 Proz . auf 40 Proz . erhöht werde.

Abg . Reichert bittet die Regierung , ihre Aufmerksam¬
keit besonders der Gemeinde Ebersteinburg zuzuwenden;die Gemeinde , die im Sommer einen starken Fremden¬
verkehr habe, sei auf einen einzigen Brunnen angewiesen,der im Sommer bei eintretender Trockenheit bald ver¬
steche. Aus eigenen Mitteln eine Wasserversorgung her¬
zustellen, sei die Gemeinde um so weniger in der Lage,als sie durch einen großen Brand, der vor einigen Jahren
stattgefunden , sehr zurückgekommen sei.

Abg . Wacker ist im allgemeinen ein Freund dieser
Position , doch habe er Bedenken, die ausgefallenen66000 M . ohne weiteres im Budget stehen zu lassen .Die Bedenken seien aber nur formeller Natur . Es
dürfte doch auf keinen Widerstand stoßen , die Angelegen¬heit im Laufe des Landtags noch einmal vorzubringen .Er glaube aber auch , daß die Gemeinden sich einigenwürden und dann käme die Forderung im nächsten
Budget wieder.

Geh. Rath Sisenlohr kann sich die Bedenken des

Vorredners erklären. Die Position für Wasserversorgungim allgemeinen habe früher 150 000 M betragen , im
Hinblick auf die Finanzlage sei sie auf 130000 M . reduzirt
worden. Das Unternehmen der Saalbach - Enzgemeinden
dürfte, da bei einer zweimaligenAbstimmung eine Einigung
nicht eingetreten, als gescheitert anzusehen sein . Nun sei
er der Ansicht gewesen , bei der hohen Wichtigkeit der
Wasserversorgung die früher eingestellte Summe von
150000 M . wieder herzustellen . Bei einer anderen Ge¬
legenheit habe er sich schon erlaubt , auf die Wichtigkeit
von Bewässerungseinrichtungen hinzuweisen. Sein Ge¬
danke sei nun der gewesen , hierfür eine besondere An¬
forderung nicht einzubringen, sondern die übrig bleibenden
46 000 M . dafür zu verwenden. Der Präsident der
Budgrtkommission , dem er hiervon vor einiger Zeit Kennt-
niß gegeben , habe sich mit diesem Wege einverstanden
erklärt. Wenn das Haus aber noch nicht genügsam auf¬
geklärt, so könne er sich auch mit der Rückverweisung an
die Kommission einverstanden erklären.

Abg . Eder wünscht Beibehaltung der 66000 M . zu
Bewässerungsanlagen.

Abg . Frank wendet sich gegen die formellen Bedenken,die schon deßhalb hinfällig seien, als ja auch die 130 000
Mark diskretionär bewilligt würden . Er bitte, dem Vor¬
schlag der Kommission zuzustimmen .

Abg . Hug hebt hervor, daß im Budget noch eine Reihe
von Forderungen aufgestellt seien , die nicht genau lokal
begrenzt seien . Wenn diese 66 000 M . im Sinne der
Denkschrift über die Futternoth verwendet würden , so
seien sie gut zur Verwendung gekommen . Von einer
ständigen Ausgabe könne man auch deßhalb nicht sprechen ,weil diese Summe ja im außerordentlichen Etat stehe.
Die Kommission habe sich aber auch einverstanden er¬
klärt , daß diese Summe zum Zweck der Bodenbewässe¬
rung verwendet würde.

Geh. Rath Eisenlohr glaubt die formalen Bedenken
durch den Vorschlag beseitigen zu können , einen dahin
gehenden Beschluß zu fassen , die Position für Wasser¬
versorgung der Gemeinden aus 150 000 M . zu erhöhen
und die restirenden 46 000 M . im außerordentlichen Etat
für „Förderung der Landwirthschaft" unter dem Titel
„für Bewässerungsanlagen" einzustellen .

Abg . Fieser gibt zu , daß die formalen Bedenken
nach den Bestimmungen des Etatgesetzes berechtigt seien .Er glaube aber , man brauche nur die Ueberschrift des
Titels dahin abzuändern , daß man beifüge „und für
Bewässerungsanlagen" . Man dürfe aber nicht vergessen ,
daß es sich in erster Reihe um Wasserversorgung für
arme Gemeinden handle und erst in zweiter Linie um
Bewässerungsanlagen.

Abg . Wacker hebt hervor , daß man bis jetzt unter
„Wasserversorgung" etwas ganz bestimmtes im Auge ge¬
habt habe. Falle ein ganz bestimmter Vorschlag weg,
so müsse auch der Posten selbst wegfallen. Der Vor¬
schlag des Ministers erscheine ihm praktischer , als der
Fieser 'sche , man müsse die Wasserversorgung von der
Frage der Bewässerungsanlagen trennen . Auch würde
er der Erhöhung auf , 50000 M . zustimmen.

Abg . Fieser wünscht , daß diese Frage an die Kom¬
mission zurückoerwiesen werde , damit ein bestimmter Antrag
formulirt werden könne.

Lbg. Lauck tritt gleichfalls für Rückverwcisung ein , da
diese Angelegenheit nicht eingehend beralhen worden sei,
nachdem die 66 000 M . vorerst in Wegfall gekommen .

Die Sitzung wird auf kurze Zeit unterbrochen und
tritt die Budgetkommission sofort zur Berathung dieser
Angelegenheit zusammen .

Abg . Lauck erklärt bei Wiedereröffnung der Sitzung
namens der Budgetkommisfion , daß sie zum Antrag ge¬
kommen sei , den Zusatz in der Ueberschrift zu machen
„und zu Bewässerungsanlagen" . Man sei dabei von dem
Gedanken ausgegangen , daß es sich in erster Reihe um
Wasserversorgung handle, doch habe man der Regierung
eine gewisse Latitude lassen wollen .

Abg . Wacker bedauert, daß diese Posten nicht getrennt
worden seien. Er könne nur für diese Budgetperiode
diesem Posten unter dieser Zusammenlegung zustimmen.

Geh. Rath Eisenlohr kann die Zusicherung geben,
daß es sich nur um die gegenwärtige Budgetperiode
handle. Man werde mit dieser Summe ohnehin nicht
weit kommen und im nächsten Budget eine höhere Summe
einstellen müssen, wie denn die Höhe der Summe von
der Bedürfnißfrage abhängig sei .

Der Antrag wird sodann angenommen.
Avg . Marke ergreift das Wort zu der Position „ Bei¬

trag zum Aufwand der Anstalt für schwachsinnige Kinder
in Mosbach" und hält es für bedenklich , diese Staats¬
beiträge zu einer ständigen Institution zu machen . Jeden¬
falls sollte man sich etwas einschränken . Redner hebt
auf die St . Josefsanstalt in Herthen ab , die auch der
Privatinitiative entsprungen sei , ohne einen Staatszuschuß
zu beanspruchen . Dieselbe sei lediglich auf die Unter¬
stützung privater Natur angewiesen . Wenn dieselbe nicht
um einen Staatsbeitrag eingekommen , so habe sie sich
gewissermaßen ihre Selbständigkeit wahren wollen. Doch
müsse er bitten , der Anstalt auch fernerhin das bisher
gezeigte Wohlwollen zu bewahren.

Geh. Rath Eisen lohr hebt hervor , daß die Unter¬
stützung dieser Anstalten sich u . a . auch dadurch recht-
fertige, daß dieselben Kindern der Volksschule Aufnahme

gewährten , die sonst auf die anderen Kinder einen nach¬
theiligen Einfluß ausüben würden. Er würde auch eine
Unterstützung der Anstalt in Herthen befürworten , dochhabe der Vorstand derselben eine solche nicht für noth¬
wendig erachtet . Im übrigen könne er nur seine vollste
Anerkennung über die Thätigkeit dieser Anstalt aus-
sprechen .

Abg . Fieser hebt gleichfalls die Bedeutung der Herthen-
schen Anstalt hervor ; auch hier würde unter Umständenein Staatsbeitrag bewilligt werden . Es müsse aber auchbetont werden , daß in dieser Anstalt auch nicht badische
Pfleglinge ausgenommen würden und für diese Kinder
könne ein Staatsbeitrag allerdings kaum verwendet werden.

Abg. Wacker spricht die Erwartung aus , daß das
Ministerium bei einem eventuellen Gesuch dieser Anstaltum einen Beitrag einen solchen gewähren werde.

Abg. Straub begründet bei Position 8 „Beiträge zuder Lebensversicherung der Rathschreiber" den von ihmund den Abgg . Schumann und v . Stockhorner angebrachten
Antrag , die Berathung über diesen Gegenstand auszu¬
setzen und denselben mit der Berathung der Petitionender Sparkaffenrechner und Rathschreiber zu verbinden .

Abg . Hug wendet sich gegen diesen Antrag ; zur Sache
selbst bemerkt Redner, daß er im Hinblick auf die allge-
meine Finanzlage gegen diesen Posten stimmen werde.
Gewähre man solche Unterstützung den Rathschreibern ,so müsse man auch anderen Gemeindebeamten (Gemeinde¬
rechnern rc .) entgegenkommen , diese Forderung sei alsovon verschiedenen Konsequenzen begleitet . Andererseits
befürchte er , daß nach Verlauf der Uebergangsperiodedie Summe von 30000 M . überhaupt nicht lange , ob-
schon dieselbe jetzt schon bedeutend sei , denn sie reprä-
sentire , kapitalisirt, eine Summe von 1 Million Mark.

Präsident Gönner bittet, sich an den Antrag Straub
und Genossen zu halten.

Abg. Fieser hält auch dafür, erst den Antrag Straub
zu erledigen.

Abg. Wacker tritt für den Antrag Straub ein , der
nach weiterer Befürwortung durch den Abg . Lauck an¬
genommen wird.

Abg . Kögler gibt bei der Position „Ankauf des An¬
wesens der ZwangserziehungSanstalt in Flehingen ,92 658 M .

" einen geschichtlichen Rückblick auf die Ent¬
stehung dieser Anstalt, die vom Vorstand der Central-
leitung des Landesverbandes der Schutzvereine für jugend¬
lich Verwahrloste 1888 in's Leben gerufen worden sei.Die zuerst gemietheten Räume seien bald zu klein ge -
wesen , so daß bald das ganze Gebäude in Anspruch hätte
genommen werden müssen. Da die Gemeinde eine längere
Miethzeit abgewiesen , sei der Ankauf nothwendig gewor¬den . Da der Preis auch ein niedriger, so könne er den
Ankauf nur empfehlen .

Abg. Wacker erhebt keine Bedenken gegen die Be¬
willigung dieser Forderung . Er sehe mit Sorgen der
Entwicklung des Gesetzes vom 4. Mai 1886 entgegen,nach welchem auf Grund gerichtlicher Entscheidung ver¬
wahrloste jugendliche Personen in einer Besserungsanstalt
untergebracht werden können. Es gebe Fälle , in welchenman schon bei Abschluß der Ehe wisse , daß die Gemeinde
schließlich die Sorge für die Kinder übernehmen müsse .Die staatlichen Organe sollten sich um die Haltung
solcher Familien bekümmern . Müßten die Kinder einer
Anstalt überwiesen werden , dann sollte man auch die
Eltern vornehmen , damit sie nicht die Unterbringung
ihrer Kinder in eine Anstalt als eine Prämie ihres Ver¬
haltens betrachten . Es entspreche dem Interesse der
Allgemeinheit, wenn die Lehrer solchen Elementen gegen¬über mit großer Strenge vorgingen . Das Ministerium
möge nach dieser Richtung die Amtsvorstände instruiren,
nicht jeder Klage gegen strenges Einschreiten der Lehrer
Gehör zu geben . Bei dem Streit mit dem Vater müsse
Lehrer oder Geistlicher bei dem Gemeindevorstand einen
Rückhalt haben.

Geh . Rath Eisenlohr kann die Versicherung abgeben,daß gerade dieser Zweig der polizeilichen Fürsorge mit
äußerster Sorgfalt behandelt werde, und zwar auch vor¬
nehmlich nach der Richtung hin . daß von dem Gesetz über
Zwangserziehung , die Strafbestimmung gegen nachlässigeEltern betr. , reichlicher Gebrauch gemacht werde. Er
dürfe auch nach den cinlaufenden Berichten annehmen ,
daß alles Nöthige geschehe . Doch sei er auch weiterhin
gern bereit, die betreffenden Organe zur äußersten Thätig-
keit anzuhalten.

Abg. Blatt mann erklärt, daß die Bürgermeister wohl
den Lehrer bei Beschwerden unterstützten und ihm Rück¬
halt gewährten , doch kämen allerdings hier und da auch
Ueberschreitungen vor.

Abg. Kiefer kann den Ausführungen Wacker 's nur
beipstichten . Was die Lehrer anbelange , so habe er die
Ueberzeugung, daß die Zwangsmittel der Schule gegendie Zunahme der Verwilderung allerdings unzureichend
seien . Der Berwaltungsbeamte könne aber nicht mehr
zulassen, als die Schule gewähre, er glaube deßhalb, daßman die Rechte der Lehrer nach dieser Richtung erweitern
müsse . Volksschullehrer und Geistliche seien oft in einer
Nothlage ; bei der zunehmenden Verwilderung der Jugendmüßten strengere Mittel angewendet werden , um die Au¬
torität der Lehrer wie Geistlichen zu erholten.

Abg. Hoffmann hebt hervor , daß der Staat bereitl
seit 1886 in der Zwangslage gewesen sei, eine solche An-



stall zu haben, und tritt für die Unterbringung der Ver¬

wahrlosten in solchen Anstalten ein , entgegen der Unter¬

bringung in geeigneten Familien . Diese Anstalt sei ein

staatliches Bedürfniß, da- mit jedem Jahre sich leider

steigern werde.
Geh . Rath Eisenlohr weiß die Thätigkeit des Cen-

tralvereinS voll zu würdigen ; sobald dieser Verein diese

seine Thätigkeit einstellen würde , bedürfe man einer

Staatsanstalt , man sei deßhalb dem Vorstand des Central -

vereins für seine ausgezeichnete Thätigkeit zu großem

Dank verpflichtet. Die Regierung sei deßhalb auch sofort

dem Wunsche um Erwerbung des Gebäude- entgegen¬

gekommen .
Sbg. Wey goldt hält die jetzt bestehenden Zwangsmittel

der Schule für genügende. Der Lehrer dürfe züchtigen

in dem Rahmen der elterlichen Züchtigung.

Abg. Wacker hat nicht die Meinung erwecken wollen,

als ob die Lehrer von den Bürgermeistern den Eltern

gegenüber verlassen seien , er habe auch nicht einem zu

weit gehenden Züchtigungsrecht das Wort reden wollen.

Er freue sich , daß auch Kiefer weiter gehenden Zucht¬

mitteln das Wort geredet. Die Regierung solle dahin

wirken , daß die Ortsvorstände auf diesem Gebiete ihre

Pflicht erfüllen .
Geh . Rath Eisenlohr kann sich auch in diesen Punkten

mit Wacker einverstanden erklären , glaubt jedoch auch

bemerken zu sollen, daß jetzt schon seitens der Bezirks¬

vorstände in dieser Weise gehandelt werde.
Abg. Schüler hebt hervor , daß Ortsgeistliche, Lehrer

und Bürgermeister Zusammenhalten müßten , dann würde

eS in der Schule auch gut bestellt sein . Körperliche

Strafen müßten mit Maß und Ziel angewendetwerden, und

zwar wenn es sich um Bosheit und Unbotmäßigkeithandle.

Abg. Schlusser möchte darauf Hinweisen , daß die

gesetzlichen Bestimmungen des Polizeistrafgesetzes etwa»

zu eng gezogen seien , um gegen die Eltern, deren Kinder

ohne ihr Verschulden in Anstalten untergebracht würden

und die dann zu den Kosten der Verpflegung nichts bei¬

tragen, vvrzugehen. Ec hoffe, daß die Fassung , welche

die betreffende Vorschrift in der Novelle zum Unter-

stützungSwohnsitzgesetz erhalte, dies vermeide.

Abg. Fieser wendet sich gegen die Ausführungen
Wacker 'S , als ob die Staatsanwälte gegen Lehrer vor¬

gingen . Das sei durchaus nicht der Fall . Die jetzigen

Zuchtmittel seien aber auch genügend; bei richtiger An¬

wendung der Autorität werde dieselbe auch erhalten . Die

Zustände in unseren Schulen seien aber nicht schlimmere ,

sondern bessere geworden. Stehe der richtige Mann in

der Schule , dann werde er nicht immer zum Stock zu

greifen brauchen. Mit der jetzigen Macht, die der Lehrer

habe , könne er wohl durchkommen , überschreite er aber

dieselbe, so müsse allerdings das Strafgesetz eintreten.

Abg. v. Stockhorner u. Gen . stellen einen Schluß¬

antrag, der angenommen wird .
Abg . Lauck als Berichterstatter bittet um Genehmigung

der Position , nachdem er sich über die Ergebnisse des

Betriebs der Flehinger Anstalt verbreitet hatte . Die

Leitung der Anstalt durch die Centralleitung verdiene die

höchste Anerkennung.
Die Position wird einstimmig angenommen.

Bei Titel XX . „Verschiedve und zufällige Ausgaben" ,

wirft
Abg. Wacker abermals die Frage auf, ob die „Badische

Korrespondenz
" aus den Mitteln des Ministeriums bezahlt

werde. Von dem Minister sei er wiederholt auf die

Rechnnngsnachweisungen verwiesen worden. Jetzt habe

er in denselben einen Ausgabeposten entdeckt , der allem

Anschein nach die Antwort auf seine Frage gebe. In

den früher viel genannten rothen Heften habe sich

unter den Ausgaben des Jahres 1892 ein Betrag von

2 056 M . gesunden mit dem Titel : „Für literarische

Arbeiten" . Er dürfe wohl annebmen , daß dieser Be¬

trag die Sr .mme darstelle , welche daS Ministerium

dem Redakteur als eine Art Redaktionsgehalt überwiesen

habe . Redner greift aus die vor zwei Jahren vom

Minister Eisenlohr über die Entstehung der „Badischen

Korrespondenz
" gemachten Aeußerungen zurück und sucht

einen gewissen Widerspruch zwischen denselben und den

aus diesem Landtag gemachten zu konstruiren und bringt

schließlich den von einer größeren Anzahl Parteifreunden

milunterzcichneten Antrag ein , 2000 M . von der ein¬

gestellten Summe dieses Titels zu streichen . Redner

kommt schließlich nochmals auf die Ueberwachung der

Geistlichen zu sprechen und auf den OberamtmannTurban

in Neustadt, der einen katholischen Geistlichen als Muster

eines solchen hingestellt, während derselbe thatsächlich nicht-

weniger als dies sei.
Geh . Rath Eisen lohr glaubt auf die letzten Be¬

merkungen des Vorredners nicht eingehen zu sollen, da er

den Zusammenhang mit der vorliegenden Budgetanforde¬

rung nicht einzusehen vermöge. Es handle sich lediglich
darum , ob bei dem Titel XX 2 000 M . gestrichen werden

sollten oder nicht . Was den Antrag Wacker betreffe , so

habe er zu bemerken , daß unter dieser Position sich aller¬

dings auch die Summe für literarische Arbeiten befände.

Derartige Ausgaben hätten bestanden seit Anfang unseres

konstitutionellen Lebens, doch seien dieselben zur damaligen

Zeit unter „Geheime Ausgaben " verrechnet worden. Jede

Regierung müsse in der Lage sein , ihre Stimme ver-

nehmen zu lassen , habe sie aber sonst Niemanden , so

müsse sie sich eben an einen Journalisten wenden . Und so

sei eS auch immer gehalten worden, und deßhalb halte er

auch sich für berechtigt, ein Honorar für literarische Ar¬

beiten zu bewilligen. Der Gesammtposten des Titels be¬

trage 6000M ., davon würden über 4 000 M . Prüfungs¬

honorare bezahlt, weiter verschiedene Druckkosten, so daß

als sogenannter Preßfond etwa 1000 M . übrig blieben .

Wolle man diese Summe streichen , so möge man es thun .

die Thatsache bliebe aber dann bestehen , daß die Majorität

sich in Widerspruch zu dem setze , waS sie während der

letzten Verhandlungstage wiederholt ausgeführt. Auch der

Beschluß über dir AmtSverkündiger trete dadurch in die

rechte Beleuchtung, denn es scheine thatsächlich die Ab¬

sicht zu bestehen, die Regierung auf dem Gebiet der Presse

mundtodt zu machen . Ob dies Vorgehen loyal , stelle er

dem Ermessen des Hauses anheim. Er halte sich aber

für verpflichtet, hervorzuheben, daß sich die „Badische

Korrespondenz
" zu neun Zehntel nicht auf politischem Ge¬

biete , sondern auf wirthschaftlichemGebiete bewege . Er sei

es aber auch durchaus nicht allein, der dafür sorge , daß das

Blatt Mittheilungen erhalte . Das Gleiche geschehe seitens

des Eisenbahn- wie Finanzministeriums . Dieser Versuch

eines Mißtrauensvotums würde sich also nicht nur gegen

ihn , sondern auch gegen seine Herren Kollegen richten.

Er habe vor zwei Jahren in Bezug auf die „Badische

Korresp. " ausgeführt, haß die AmtSverkündiger dieselbe

benützen sollten, daß sie gratis abgegeben werde, habe

er nicht gesagt. Bezüglich der finanziellen Sicherstellung
des Redakteurs habe er demselben , der eine gesicherte

Stellung in Mannheim verlassen, selbstverständlich Zu¬

sagen dahin gemacht, daß er dafür sorgen werde, daß er

nicht zu Schaden komme . Das hätten die Herren An¬

tragsteller ja auch schon vor einigen Tagen ganz genau

gewußt , während er selbst die Summe nicht auswendig

gekannt habe. Er läugne auch gar nicht , Zahlungen

geleistet zu haben, und werde dies auch ferner thun, wenn

er dies für nothwendig erachte. Unter den Ausgaben

für 2 000 Mark hätten sich aber auch Honorare für

andere Arbeiten befunden , so für eine Denkschrift über

das Amtsverkündigerwesen, ein Beweis dafür , daß er

auch diese Frage mit Interesse und Aufmerksamkeit ver¬

folge. Im folgenden Jahre sei diese Höhe der Aus¬

gaben nicht erreicht worden, weshalb die runde Summe

von 1 000 Mark eingestellt worden sei. Vielleicht brauche

er auch mehr , wenn er die eine oder andere Broschüre

herauszugeben für nöthig erachte . Er habe auch ferner

erklärt , daß die „Korrespondenz
" eine liberale Richtung

einhalten werde. Der Redakteur erhält von den Mini¬

sterien den Stoff und man darf ihm wohl das Zeugniß

ausstellen , daß er die Arbeiten in einer Weise besorgt,

die ja von vielen Seilen anerkannt worden sei . Beharr-

ten die Herren auf ihrem Antrag und werde die Summe

gestrichen , so werde die „Korrespondenz
" entweder auf¬

hören und die Herren hätten dem Staat 1000 Mark

gespart , aber eine gute Einrichtung beseitigt , oder die¬

selbe werde ohne Zuschuß aus der Staatskasse fortbe-

stehen , und dann würden die Herren ihre eigene Ohn¬

macht gezeigt haben.
Abg. Wacker ändert nach den Ausführungen des

Ministers seinen Antrag dahin ab , nicht 2 000 M .,

sondern nur 1000 M . pro Jahr abzustreichen .

Abg . Fieser führt aus , daß die Annahme des An¬

trags die Regierung bezüglich der „Badischen Korrespon¬

denz" zu gar nichts verpflichte. Der Abg. Wacker habe
vor einer Stunde eine so schöne Rede über „etatmäßige
Bedenken " gehalten und sich jetzt mit Einbringung de»

Antrag» genau desselben Fehlers schuldig gemacht , den

er vorher so sehr gerügt. Bon der „Badischen Korrespon¬

denz" sei in dem Antrag kein Wort die Rede, so daß der

Minister nach wie vor berechtigt sei , 1000 M . für die

„Korrespondenz
" auszugeben. Die Opposition, die sich so

sehr der Freiheit rühme , treibe hier eine kleinliche Politik ,
denn man wolle dem Minister etwa- unmöglich machen,
waS innerhalb seines Amts - wie Pflichtkreises liege.

Ueber die Korrespondenz selbst sei kein Wort vorgebracht
worden , wie man auch der Regierung bezüglich unver¬

antwortlicher Artikel in derselben keinen Vorwurf habe

machen können . Der Regierung diese Einrichtung zu

nehmen , sei illiberal , und zwar um so mehr , als diese

„Korrespondenz
" aus den Vorwürfen herausgewachsen sei,

die das Centrum gegen die .AmtSverkündigerpresse erhoben

habe. Auch nirgends sei es bisher vorgekommen, dem

Minister des Innern die Mittel für ein Preßorgan zu

verweigern. Unter den Titel de- Liberalismus könne

dieser Antrag jedenfalls nicht rubrizirt werden. Be-

merkenSwerth sei übrigens , daß der Name des Präsi¬

denten der Budgetkommissionnicht unter dem Antrag stehe.

Abg . v . Stockhorner wird als Konservativer gegen
den Antrag des Centrums stimmen , weil er es für noth¬

wendig hält , daß die Regierung ein Organ besitze , über

das sie verfügen könne .
Abg . Kiefer tritt für die „Badische Korrespondenz"

ein , die sich durch sachliche Artikel, die er sehr gern ge¬

lesen , wiederholt ausgezeichnet habe . Er bemerke dabei,

daß die „Korrespondenz" auch schon Artikel gegen die Na¬

tionalliberalen gebracht, die ihn geärgert . Die Haupt¬

sache sei und bleibe, daß dem Redakteur seitens der Re¬

gierung Material zur Bearbeitung überlassen werde. Die

„Korrespondenz" sei deßhalb eine Ergänzung der Amtsver¬

kündiger. Er bitte, den Antrag abzulehnen.
Abg. Hug erklärt , in den Budgetkommissionen für

diesen Posten gestimmt zu haben, er werde sich deßhalb

heute der Abstimmung enthalten , wie er es auch in det

Fraktion gethan habe.
Abg. Wacker begründet nochmals den Antrag und

glaubt dabei auch auf den provokatorischenTon des Mi¬

nisters Hinweisen zu sollen, den derselbe bei politischen

Dingen gegen das Centrum anzuwenden beliebe . Das

ermuthige wenig, den gestellten Antrag zurückzuziehen .

Geh . Rath Eisenlohr bestreitet, irgend einmal gesagt

zu haben, daß für die „Korrespondenz" nichts ausgegebe«

werde. Er habe lediglich seiner Zeit geschwiegen , um

den Versuch zu machen , nach Verlauf einer längeren Zeit
die Abgeordneten zu der Uebrrzeugung zu bringen, daß
etwas Gutes geleistet werde. Die Herren vom Centrum

hätten das ja zum Theil zugegeben , trotzdem aber den

Antrag auf Verweigerung der Mittel gestellt . Wenn

seine politischen Ansichten von denen des Herrn Wacker

und seiner Parteifreunde abweichen , so hätten dieselben
noch lange nicht das Recht, zu sagen , daß seine Politik,
die in der „Korrespondenz" vertreten , „Volksbethörung"

sei. Die Frage, wer der größte Volksbethörer sei, könne

er ruhig zurückgeben . Man werfe ihm vor, daß er kein

Entgegenkommen zeige . Wenn man ihm unbedingt nöthige
Summen streichen wolle, habe er keinen Grund, solchen

Anträgen sich freundlich zu zeigen . Er könne nur wieder¬

holen : Entweder gehe die „Korrespondenz
" ein , dann hätten

die Herren die Verantwortung zu übernehmen, oder sie

bestehe fort, dann sei der heutige Angriff ein ohnmächtiger
gewesen .

Abg . Wacker hebt wiederholt hervor , daß er aus seinen

früheren Ausführungen bestehen bleiben müsse .
Geh . Rath Eisenlohr stellt nochmals fest , daß er

gesagt , wenig bemittelte AmtSverkündiger würden die

„Korrespondenz" zu ermäßigtem Preise oder auch gratis
erhalten können . Und wenn er vor zwei Jahren von

einem „Privatunlernehmen" gesprochen , so habe er damit

lediglich andeuten wollen, daß der Staat nicht der Heraus¬
geber oder Unternehmer des Blattes sei.

Der Antrag wird hierauf gegen die Stimmen des

CentrumS und der Freisinnigen abgelehnt, der Titel selbst

genehmigt, womit der Bericht Lauck erledigt ist.
(Schluß folgt .)

Gemeinde Thiergarten , Amtsgerichtsbezirk Oberkirch .

Oeffentliche Aufforderung
zur Erneuerung der Einträge von Vorzugs - und

Unterpfandsrechten.
Diejenigen Personen , »u deren Gunsten Einträge von Vorzugs - oder Unter-

pfandsrechten länger als 30 Jahre in den Grund - oder Unterpfandsbüchern der

Gemeinde Thiergarten , Amtsgerichtsbezirks Oberkirch ,

eingeschrieben sind, werden hiermit auf Grund des Gesetzes vom 5 . Juni 1860 ,

die Bereinigung der Unterpsandsbücher belr. (Reg - Bl - S - 213), und des Gesetzes

vom 28 . Januar 1874 , die Mahnungen bei diesen Bereinigungen betr. (Ges .»

u- Berord - Bl - S - 43 ) , anfgefordert , die Erneuerung derselben bei dem unter¬

fertigten Gewähr - oder Pfandgerichte unter Beobachtung der im Z 20 der

Vollzugsoerordnung vom 31 . Januar 1874 (Ges .» u. V .-Blatt S . 44) sorge -

schricbenen Formen nachzusuchen, falls sie noch Ansprüche auf das Fortbestehen

dieser Einträge zu haben glauben , und zwar bei Vermeidung des Rechtsnach-

therlS, daß die
innerhalb sechs Monate » nach dieser Mahnung

nicht erneuerten Einträge werden gestrichen werden .

Dabei wird bekannt gemacht , daß ein Verzeichniß der in den Büchern

genannter Gemeinde seit mehr als dreißig Jahren eingeschriebenen Einträge

m dem Gemeindehause zur Einsicht offen liegt.
Thiergarten , den 20 . Februar 1894 .

G 'K73.

Das Gewähr - und Psandgericht. Der BereinigungSkommifsär:

Bürgermeister Beck . Hodapp , Rathschrbr.

Bürgerliche Rechtspflege.
Vermögrnsabsoaderäugen .

G 666 . Nr . 9779 . Mannheim .
Durch Urtheil Großh . Amtsgerichts I

Hierselbst vom 19 . Februar 1894 wurde
die Ehefrau de» Eugen Maas » Else,
Maas , geb. SieSkind in Mannheim »
für berechtigt erklärt , ihr Vermögen von

demienigeu ihres Ehemannes adzuson-

dcrn.
Mannheim , den 21 . Februar 1894 .

Gerichtsschreiber Großh Amtsgerichts ;
Galm .

G670 . Nr . 981 . WaldSbut .
Die Edefrau des Maurermeisters Gott¬
hard Bo eh l er , Magdalena , geb. Ber¬

ger in Zell i . W ., vertreten durch Rechts¬

anwalt Böbler in Lörrach, klagt gegen
ihren genannten Ehemann mit dem

Antrag , sie für berechtigt zu erklären,

ibr Vermögen von demjenigen ihres

Ehemannes adzufondern .
Termin zur mündlichen Verhand¬

lung des Rechtsstreits vor Großh . Land-

gericht — Civilkammer II — dahier ist

auf
Samstag den 31 . März 1894 ,

Vormittags 10 Uhr ,
bestimmt.

Dies wird hiermit zur Kenntniß der

Gläubiger gebracht.
Waldshut » den 20 . Februar 1894 .

Gerichtsschreiberei des Gr . Landgerichts.
Schloß .

Haodelsregistereinträgr.
G 643 - Nr . 2344 . Wolfach . Zu

O Z . 38 des diesseitigen Gesellfchafks -

registerS wurde unterm Heutigen ein¬

getragen :
Auf Ableben der bisherigen Inhaberin

Stefanie Walther , geb Fan , von Has¬

lach . ist das Geschäft mtt Aktiven und

Passiven aus Heren Sohn , Kaufmann
Franz Joseph Otto Walther von

Haslach , übergegangen , welcher dasselbe
unter der bisherigen Firma weiterbe-

treibt . Hiermit ist die dem Otto Wal¬

ther unterm 9 . November 1891 ertheilte
Prokura erloschen.

Wolfach . den 19. Februar 1894 .
Großh . bad. Amtsgericht-

Seitz .

G671 . Nr . 88 . Buchen .

Bekanntmachung .
Zur Fortführung der Bermefsungs -

werke und der Lagerbücher nachfolgen¬
der Gemarkungen ist im Einverständniß
mit den Gemeinderäthen der betheilig¬
ten Gemeinden Tagfahrt >eweils auf
dem Rathhause der dctr. Gemeinde anbe¬
raumt , und zwar für die Gemarkung :

Mudau auf Samstag , 3 . März »

Bormittags 9 Uhr ;
Altheim auf Freitag , 9 . März ,

Vormittags 9 Uhr ;
Helwstheim und Kudach auf Mon¬

tan den 12 . März , Vormittags
9 Uhr ;

Eberstadt auf Dienstag de » 13.
März , Vormittags 9 Uhr;

Hardheim auf Donnerstag den 15 .
März , Vormittags 9 Uhr ;

Waldstetten auf Dienstag den 20 .
März » Vormittags 9 Uhr ;

Höpfingen auf Dienstag den 27 .
März , Vormittags 9 Uhr ;

Gerichtstette « auf Donnerstag ,
29 . März , Vormittags 9 Uhr ;

Heidersbach auf Mittwoch den 4-
Avril , Vormittags 9 Ubr ;

Schweinberg auf Montag den 9 .
April , Vormittags 10 Uhr;

Hoffeld auf Dienstag , 10 . April ,
Vormittags 8 Uhr.

Dir Grundeigenthümer werden hievon
mit dem Anfügen in Kenntniß gesetzt,

daß das Verzeichniß der seit der letzten
Fortführung eingetretenen , dem Ge¬
meinderath bekanntgewordenenVerände¬
rungen im Grunde,genthum während 8
Tagen vor dem Fortsührnngstermin zur
Einsicht der Betheiligten auf dem Rath -
hause aufliegt ; etwaige Einwendungen
gegen die in dem Verzeichniß vorge¬
merkten Veränderungen in dem Grund -

cigcnlhum und deren Beurkundung im
Lagerbuch sind dem . Fortführungs¬
beamten in der Tagfahrt vorzutragen.

Die Grundeigenthümer werden gleich*

zeitig aufgefordert » die seit der letzten
Fortführung in ihrem Grnndeigenthum
eingetretenen, aus dem Grundbuch nicht
ersichtlichen Veränderungen dem Fort¬
führungsbeamten in der bezeichnetea
Tagfahrt anzumelden. Ueber die in der
Form der Grundstücke eingetretenenVer¬
ändernden sind die vorgeschriebema
Handriffe und Meßurkunden vor der
Tagfahrt bei dem Gemeinderath oder in
derTagfahrt bei dem Forlfübrungsbeam -.
ten abzugeben, widrigenfalls dieselbe»
auf Kosten der Betbeiligten von Amts-

wegen beschafft werden müßten . :
Auch werden in der Tagfahrt Au» j

träge der Grundeigenthümer wegen ?
Wiederherstellung verloren gegangener?

Grenzmarken an ihren Grundstücken ent«

gegengenommen.
Buchen, den 23. Februar 1894 . ,

Der Großh . Bezirksgeomrter: s
8 . Gärtner .

Druck und Verlag der E. Bra « « 'fchrp Hosdnchdrnckeeer .
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